
 

 

Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel X1 

Änderung des Gerichtsgebührengesetzes 
Entstehung der Gebührenpflicht Entstehung der Gebührenpflicht 

§ 2. Der Anspruch des Bundes auf die Gebühr wird, soweit im folgenden nichts 
anderes bestimmt wird, begründet: 

§ 2. Der Anspruch des Bundes auf die Gebühr wird, soweit im folgenden nichts 
anderes bestimmt wird, begründet: 

 1. hinsichtlich der Pauschalgebühren  1. hinsichtlich der Pauschalgebühren 
 a) bis g) ...  a) bis g) unverändert 
 h) für die in der Tarifpost 12 lit. a bis c angeführten 

außerstreitigen Verfahren mit der Überreichung der ersten 
Eingabe, bei Protokollaranträgen mit dem Beginn der 
Niederschrift, bei einer Vereinbarung nach § 55a Abs. 2 EheG 
mit der Beurkundung des Verhandlungsprotokolls durch den 
Richter; 

 h) für die in der Tarifpost 12 lit. a bis c und f angeführten 
außerstreitigen Verfahren mit der Überreichung der ersten 
Eingabe, bei Protokollaranträgen mit dem Beginn der 
Niederschrift, bei einer Vereinbarung nach § 55a Abs. 2 EheG 
mit der Beurkundung des Verhandlungsprotokolls durch den 
Richter; 

 i) ...  i) unverändert 
 2. bis 9. ...  2. bis 9. unverändert 

Elektronische Einsicht Elektronische Einsicht 
§ 6a. (1) Für die Inanspruchnahme automationsunterstützter Datenübermittlung ist 

bei einer Einsicht in Geschäftsbehelfe des Exekutionsverfahrens (§ 73a der 
Exekutionsordnung) eine Justizverwaltungsgebühr von 0,04 Cent je dem 
Einsichtnehmenden übermitteltem Zeichen, bei einer Einsicht in die Geschäftsregister 
der Verfahrensautomation Justiz eine Justizverwaltungsgebühr von einem Euro je 
abgefragtem Geschäftsfall und bei einer Einsicht in die Urkundensammlung des 
Grundbuchs eine Justizverwaltungsgebühr von 70 Cent je abgefragter Urkunde zu 
entrichten.  Wird zur Einsicht eine Übermittlungsstelle in Anspruch genommen, so ist 
die Justizverwaltungsgebühr dem Gebührenschuldner von der Übermittlungsstelle 
(gemeinsam mit deren Kosten) in Rechnung zu stellen und dem Bund gutzuschreiben. 

§ 6a. (1) Für die Inanspruchnahme automationsunterstützter Datenübermittlung ist 
bei einer Einsicht in Geschäftsbehelfe des Exekutionsverfahrens (§ 73a der 
Exekutionsordnung) eine Justizverwaltungsgebühr von 0,04 Cent je dem 
Einsichtnehmenden übermitteltem Zeichen, bei einer Einsicht in die Geschäftsregister 
der Verfahrensautomation Justiz eine Justizverwaltungsgebühr von 20 Cent je 
abgefragtem Geschäftsfall und bei einer Einsicht in die Urkundensammlung des 
Grundbuchs eine Justizverwaltungsgebühr von 70 Cent je abgefragter Urkunde zu 
entrichten.  Wird zur Einsicht eine Übermittlungsstelle in Anspruch genommen, so ist 
die Justizverwaltungsgebühr dem Gebührenschuldner von der Übermittlungsstelle 
(gemeinsam mit deren Kosten) in Rechnung zu stellen und dem Bund gutzuschreiben. 

(2) und (3) ... (2) und (3) unverändert 
Persönliche Gebührenfreiheit aus anderen Gründen Persönliche Gebührenfreiheit aus anderen Gründen 

§ 10. (1) ... § 10. (1) unverändert 
(2) Nach Abs. 1 weiterhin bestehende Gebührenbefreiungen treten nur ein, wenn (2) Nach Abs. 1 weiterhin bestehende Gebührenbefreiungen treten nur ein, wenn 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
sie in der Eingabe, bei Aufnahme des Protokolls oder Vornahme einer sonstigen 
Amtshandlung unter Hinweis auf die gesetzliche Grundlage in Anspruch genommen 
werden. 

sie – bei sonstiger Präklusion – in der Eingabe, bei Aufnahme des Protokolls oder 
Vornahme einer sonstigen Amtshandlung unter Hinweis auf die gesetzliche Grundlage 
in Anspruch genommen werden. 

(3) Von der Zahlung der Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren sind befreit: (3) Von der Zahlung der Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren sind befreit: 
 1. der Masseverwalter (Konkursmasse) und der Gläubigerausschuss, dies mit 

Ausnahme 
 1. entfällt 

 a) der Gebühren für Rechtsstreitigkeiten, sofern die 
Konkursmasse als Klägerin oder Rechtsmittelwerberin auftritt, 
und 

 

 b) der Pauschalgebühren;  
 2. der Ausgleichsverwalter und der Gläubigerbeirat, ausgenommen bei 

Rechtsstreitigkeiten, die im Anschluss an das Ausgleichsverfahren geführt 
werden; 

 2. entfällt 

 3. der Staatsanwalt;  1. der Staatsanwalt; 
 4. die Gerichte und die Behörden der Justizverwaltung;  2. die Gerichte und die Behörden der Justizverwaltung; 
 5. die Sicherheitsbehörden und -dienststellen im Rahmen der Erfüllung ihrer 

kriminal- und sicherheitspolizeilichen Aufgaben. 
 3. die Sicherheitsbehörden und -dienststellen im Rahmen der Erfüllung ihrer 

kriminal- und sicherheitspolizeilichen Aufgaben. 
Sachliche Gebührenfreiheit Sachliche Gebührenfreiheit 

§ 13. (1) ... § 13. (1) unverändert 
(2) Nach Abs. 1 weiterhin bestehende Gebührenbefreiungen erstrecken sich auf 

alle am Verfahren beteiligten Personen, deren gesetzliche Vertreter und 
Bevollmächtigte; sie treten aber nur ein, wenn sie in der Eingabe, bei Aufnahme des 
Protokolls oder Vornahme einer sonstigen Amtshandlung unter Hinweis auf die 
gesetzliche Grundlage in Anspruch genommen werden. 

(2) Nach Abs. 1 weiterhin bestehende Gebührenbefreiungen erstrecken sich auf 
alle am Verfahren beteiligten Personen, deren gesetzliche Vertreter und 
Bevollmächtigte; sie treten aber nur ein, wenn sie – bei sonstiger Präklusion – in der 
Eingabe, bei Aufnahme des Protokolls oder Vornahme einer sonstigen Amtshandlung 
unter Hinweis auf die gesetzliche Grundlage in Anspruch genommen werden. 

Besondere Bestimmungen Besondere Bestimmungen 
§ 15. (1) bis (5) ... § 15. (1) bis (5) unverändert 
(6) Bei Streitigkeiten über die Aufhebung eines Schiedsspruches (§§ 595 ff. ZPO, 

Artikel XXIII und XXV EGZPO) ist, mit der aus § 18 Abs. 2 Z 3 sich ergebenden 
Einschränkung, der Wert des Gegenstandes des im Schiedsspruch entschiedenen 
Streites maßgebend. 

(6) Für Klagen auf Aufhebung eines Schiedsspruchs (§ 611 ZPO, Artikel XXIII 
und XXV EGZPO) ist der Wert des Gegenstandes des im Schiedsspruch entschiedenen 
Streites maßgebend. Für eine nur teilweise Anfechtung eines Schiedsspruchs durch 
Aufhebungsklage und für die Erhebung von Aufhebungsklagen durch beide Seiten ist 
§ 18 Abs. 2 Z 3 entsprechend anzuwenden. Betrifft eine Aufhebungsklage nur die 
Entscheidung des Schiedsgerichts über seine Zuständigkeit (§ 611 Abs. 1 zweiter Satz 
ZPO), so hat abweichend von der Regel des ersten Satzes der Kläger den Wert des 

29/M
E

 X
X

III. G
P - M

inisterialentw
urf - M

aterialien - T
extgegenüberstellung

2 von 8



 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Streitgegenstandes in der Aufhebungsklage anzugeben; unterlässt er eine Bewertung, 
so gilt der Betrag von 4 000 Euro als Streitwert. Für eine Klage auf Feststellung des 
Bestehens eines Schiedsspruchs (§ 612 ZPO) ist der Wert des Gegenstandes des im 
Schiedsspruch entschiedenen Streites maßgebend, für eine Klage auf Feststellung des 
Nichtbestehens eines Schiedsspruchs (§ 612 ZPO) der Wert des Streitgegenstandes, 
über den nach den Klagsbehauptungen kein Schiedsspruch ergangen ist. 

 
E. FEHLBETRÄGE UND HAFTUNG E. FEHLBETRÄGE UND HAFTUNG 

§ 31. (1) Wird der Anspruch des Bundes auf eine Gebühr mit der Überreichung 
der Eingabe (§ 2 Z 1 lit. a bis c, e, h, Z 2 und 7) begründet und ist die Gebühr nicht 
oder nicht vollständig beigebracht worden oder die Einziehung erfolglos geblieben, so 
ist von den zur Zahlung verpflichteten Personen neben der fehlenden Gebühr ein 
Mehrbetrag von 50% des ausstehenden Betrages zu erheben; der Mehrbetrag darf 
jedoch 290 Euro nicht übersteigen. Gleiches gilt im Fall des § 4 Abs. 6 letzter 
Halbsatz, wenn die Einziehung erfolglos geblieben ist. 

§ 31. (1) Wird der Anspruch des Bundes auf eine Gebühr mit der Überreichung 
der Eingabe (§ 2 Z 1 lit. a bis c, e, h, Z 2 und 7) begründet und ist die Gebühr nicht 
oder nicht vollständig beigebracht worden oder die Einziehung erfolglos geblieben, so 
ist von den zur Zahlung verpflichteten Personen neben der fehlenden Gebühr ein 
Mehrbetrag von 50% des ausstehenden Betrages zu erheben; der Mehrbetrag darf 
jedoch 400 Euro nicht übersteigen. Gleiches gilt im Fall des § 4 Abs. 6 letzter 
Halbsatz, wenn die Einziehung erfolglos geblieben ist. 

(2) bis (4) ... (2) bis (4) unverändert 
(5) Wurde in den Fällen der Selbstberechnung (§ 11 

Grunderwerbsteuergesetz 1987, § 23a Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz 1955) 
die gerichtliche Eintragungsgebühr bei dem für die Erhebung der jeweiligen Steuer 
zuständigen Finanzamt nicht oder in zu geringer Höhe entrichtet, so ist von den zur 
Zahlung verpflichteten Personen neben der fehlenden Gebühr ein Mehrbetrag von 50% 
des ausstehenden Betrages zu erheben; der Mehrbetrag darf jedoch 290 Euro nicht 
übersteigen. Für den Fehlbetrag sowie den Mehrbetrag haftet als Bürge und Zahler mit 
den zur Zahlung der Gebühr verpflichteten Personen der im § 11 Abs. 1 des 
Grunderwerbsteuergesetzes 1987 bzw. § 23a Abs. 1 des Erbschafts- und 
Schenkungssteuergesetzes 1955 angeführte Parteienvertreter, der den Schriftsatz, durch 
dessen Überreichung der Anspruch des Bundes auf die Eintragungsgebühr begründet 
wurde, verfaßt oder überreicht hat. 

(5) Wurde in den Fällen der Selbstberechnung (§ 11 
Grunderwerbsteuergesetz 1987, § 23a Erbschafts- und Schenkungssteuergesetz 1955) 
die gerichtliche Eintragungsgebühr bei dem für die Erhebung der jeweiligen Steuer 
zuständigen Finanzamt nicht oder in zu geringer Höhe entrichtet, so ist von den zur 
Zahlung verpflichteten Personen neben der fehlenden Gebühr ein Mehrbetrag von 50% 
des ausstehenden Betrages zu erheben; der Mehrbetrag darf jedoch 400 Euro nicht 
übersteigen. Für den Fehlbetrag sowie den Mehrbetrag haftet als Bürge und Zahler mit 
den zur Zahlung der Gebühr verpflichteten Personen der im § 11 Abs. 1 des 
Grunderwerbsteuergesetzes 1987 bzw. § 23a Abs. 1 des Erbschafts- und 
Schenkungssteuergesetzes 1955 angeführte Parteienvertreter, der den Schriftsatz, durch 
dessen Überreichung der Anspruch des Bundes auf die Eintragungsgebühr begründet 
wurde, verfasst oder überreicht hat. 

  
Tarif- 
post 

Gegenstand Maßstab für die 
Gebührenbemessung 

Höhe der 
Gebühren 

11 E. Beglaubigungen und   
Beurkundungen   
a) 1. Beglaubigungen von 

 
 

für jede  Unterschrift 

 
 
 

Tarif- 
post 

Gegenstand Maßstab für die 
Gebührenbemessung 

Höhe der 
Gebühren 

11 E. Beglaubigungen und   
Beurkundungen   
a) 1. Beglaubigungen von 

 
 
für jede  Unterschrift 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Unterschriften bei  einer  
Bemessungsgrundlage   
bis     360 Euro  
.... 
2. wenn der Wert nicht 
bestimmbar ist 
.... 
b) und c) ...        

 
 
 
 

für jede angefangene 
Seite der Abschrift 

 
 

2 Euro 
 

4 Euro 

 

Unterschriften bei  einer  
Bemessungsgrundlage   
bis     360 Euro  
.... 
2. wenn der Wert nicht 
bestimmbar ist 
.... 
b) und c) unverändert 

 
 
 
 
für jede angefangene 
Seite der Abschrift 

 
 

3 Euro 
 

11 Euro 

 

  
Tarif- 
post 

Gegenstand Maßstab für die 
Gebührenbemessung 

Höhe der 
Gebühren 

12 a) bis d) ... 
e) Verfahren nach dem 
Privatstiftungsgesetz. 
 

  
 

363 Euro 
 

Tarif- 
post 

Gegenstand Maßstab für die 
Gebührenbemessung 

Höhe der 
Gebühren 

12 a) bis d) unverändert 
e) Verfahren nach dem 
Privatstiftungsgesetz; 
f) Verfahren zur gerichtlichen 
Bestellung eines Schiedsrichters 
(§ 587 ZPO), über die 
Ablehnung eines Schiedsrichters 
(§ 589 Abs. 3 ZPO) und über die 
Beendigung des Amtes eines 
Schiedsrichters (§ 590 ZPO). 

  
 

363 Euro 
 
 
 
 
 
 

363 Euro  
  

Tarif- 
post 

Gegenstand Maßstab für die 
Gebührenbemessung 

Höhe der 
Gebühren 

15 Gebühren 
a) für Abschriften (Duplikate, 
Abschriften aus der 
Urkundensammlung des 
Grundbuchs und des 
Firmenbuchs, aus den 
Hilfsverzeichnissen des 
Firmenbuchs sowie aus dem 
Grundbuch-, Firmenbuch- und 
Schiffsregisterakten), die einer 
Partei ausgestellt werden, 

 
für jede angefangene 
Seite der Abschrift 

 
2 Euro 

Tarif- 
post 

Gegenstand Maßstab für die 
Gebührenbemessung 

Höhe der 
Gebühren 

15 Gebühren 
a) für Abschriften (Duplikate, 
Abschriften aus der 
Urkundensammlung des 
Grundbuchs und des 
Firmenbuchs, aus den 
Hilfsverzeichnissen des 
Firmenbuchs sowie aus dem 
Grundbuch-, Firmenbuch- und 
Schiffsregisterakten), die einer 
Partei ausgestellt werden, 

 
für jede angefangene 
Seite der Abschrift 

 
90 Cent 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
b) ...  b) ...  

  
Anmerkungen (TP 15) Anmerkungen (TP 15) 

 1. bis 5. ...  1. bis 5. unverändert 
 6. Für unbeglaubigte Aktenabschriften oder -ablichtungen ist eine Gebühr in 

Höhe von 40 Cent zu entrichten. § 31a ist auf diesen Gebührenbetrag mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass der aus dem Verhältnis der Indexzahlen 
berechnete Betrag auf die nächsten vollen 10 Cent aufzurunden ist. 

 6. Für unbeglaubigte Aktenabschriften oder -ablichtungen ist eine Gebühr in 
Höhe von 40 Cent zu entrichten.  

 6a. und 7. ...  6a. und 7. unverändert 
  8. § 31a ist auf die Gebührenbeträge in Tarifpost 15 lit. a und b sowie in der 

Anmerkung 6 zur Tarifpost 15 mit der Maßgabe anzuwenden, dass der aus 
dem Verhältnis der Indexzahlen berechnete Betrag auf die nächsten vollen 10 
Cent aufzurunden ist. 

Artikel VI 

In-Kraft-Treten, Übergangsbestimmungen, Aufhebungen 
 1. bis 26. ...  1. bis 26 ... 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 
 27. §§ 10, 13, 15 und 31 sowie die Tarifposten 11, 12 und 15 jeweils 

in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2007 treten 
mit 1. Juli 2007 in Kraft. In ihrer dadurch geänderten Fassung 
sind die genannten Bestimmungen auf alle Schriften und 
Amtshandlungen anzuwenden, hinsichtlich derer der Anspruch 
auf die Gebühr nach dem 30. Juni 2007 begründet wurde. § 31a 
ist auf die mit dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. XXX/2007 
veränderten Gerichts- und Justizverwaltungsgebührenbeträge in 
den Tarifposten 11 und 15 sowie auf den mit diesem 
Bundesgesetz neu geschaffenen Gerichtsgebührenbetrag in der 
Tarifpost 12 mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
Ausgangsgrundlage für die Neufestsetzung der geänderten 
Gebührenbeträge die für April 2006 verlautbarte Indexzahl des 
von der Bundesanstalt Statistik Österreich veröffentlichten 
Verbraucherpreisindex 2000 ist. 

 
  28. In gesetzlichen Vorschriften vorgesehene persönliche oder 

sachliche Befreiungen von den Gerichts- und 
Justizverwaltungsgebühren, die nach dem 31. Dezember 2001 in 
Kraft getreten sind, sind unwirksam, soweit dem Staatsverträge 
nicht entgegenstehen. Ausgenommen hievon sind die 
Befreiungen von den Gerichts- und Justizverwaltungsgebühren 
nach § 9 Bundesmuseen-Gesetz 2002, BGBl. I Nr. 14/2002, § 14 
des Bundesgesetzes über die Auflassung und Übertragung von 
Bundesstraßen, BGBl. I Nr. 50/2002, Art. 5, § 2 des 
Bundesgesetzes betreffend Verwertung der 
Bundeswohnbaugesellschaften, BGBl. I Nr. 46/2003, § 2 des 
Marchfeldkanal-Bundesbeitragsgesetzes, BGBl. I Nr. 87/2003, 
§ 2 des Bundesgesetzes betreffend die Veräußerung von 
Bundesanteilen an der Tiroler Flughafenbetriebsgesellschaft 
m.b.H. und von unbeweglichem Bundesvermögen, BGBl. I 
Nr. 121/2003, § 50 Abs. 1 Bundesbahngesetz, BGBl. 
Nr. 825/1992, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 138/2003, Art. 1, § 68a Abs. 5 Elektrizitätswirtschafts- und -
organisationsgesetz, BGBl. Nr. 143/1998, in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 63/2004, § 76b Abs. 4 
Gaswirtschaftsgesetz, BGBl. I Nr. 121/2000, in der Fassung des 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 106/2006, Art. 2, § 8 des 
Bundesgesetzes zur Errichtung einer „Brenner Basistunnel 
Aktiengesellschaft“, BGBl. I Nr. 87/2004, § 3 des 
Bundesgesetzes betreffend die Veräußerung von Bundesanteilen 
an der Gemeinnützige Wohnbau Gesellschaft mbH Villach und 
an der Entwicklungsgesellschaft Aichfeld-Murboden 
Gesellschaft m.b.H., BGBl. I Nr. 136/2004, Art. 8, dem 
Bundesgesetz, mit dem eine Gerichtsgebührenbefreiung im 
Zusammenhang mit der Hochwasserhilfe gewährt wird, BGBl. I 
Nr. 156/2002, Art. 2, dem Bundesgesetz, mit dem eine 
Gerichtsgebührenbefreiung im Zusammenhang mit der 
Hochwasserhilfe des Jahres 2005 gewährt wird, BGBl. I 
Nr. 113/2005, § 907 Abs. 4 Z 3 UGB und § 5 des 
Bundesgesetzes betreffend die Haftungsübernahme zur 
Zukunftssicherung der BAWAG P.S.K. Bank für Arbeit und 
Wirtschaft und Österreichische Postsparkasse AG, BGBl. I 
Nr. 61/2006. 

Artikel X2 

Änderung des Gerichtlichen Einbringungsgesetzes 1962 
§ 6. (1) Wenn der Zahlungspflichtige die geschuldeten Beträge nicht sogleich 

erlegt oder diese nicht aus einem Kostenvorschuß berichtigt werden können, wird die 
Einbringung dieser Beträge von dem hiezu bestimmten Beamten des Gerichtes erster 
Instanz (Kostenbeamter) veranlaßt (Zahlungsauftrag). Der Zahlungsauftrag hat eine 
Aufstellung der geschuldeten Beträge und die Aufforderung zu enthalten, den Betrag 
binnen 14 Tagen bei Zwangsfolge einzuzahlen (Einhebung). Für die Einhebung ist 
vom Zahlungspflichtigen eine Einhebungsgebühr von 7 Euro zu entrichten. Der 
Zahlungsauftrag ist ein Exekutionstitel im Sinne der Exekutionsordnung. 

§ 6. (1) Wenn der Zahlungspflichtige die geschuldeten Beträge nicht sogleich 
erlegt oder diese nicht aus einem Kostenvorschuß berichtigt werden können, wird die 
Einbringung dieser Beträge von dem hiezu bestimmten Beamten des Gerichtes erster 
Instanz (Kostenbeamter) veranlaßt (Zahlungsauftrag). Der Zahlungsauftrag hat eine 
Aufstellung der geschuldeten Beträge und die Aufforderung zu enthalten, den Betrag 
binnen 14 Tagen bei Zwangsfolge einzuzahlen (Einhebung). Für die Einhebung ist 
vom Zahlungspflichtigen eine Einhebungsgebühr von 8 Euro zu entrichten. Ist dem 
Zahlungsauftrag ein ganz oder teilweise fehlgeschlagener Versuch der 
Gebühreneinhebung durch Abbuchung und Einziehung vorangegangen, so ist dem 
Zahlungspflichtigen zusätzlich zur Einhebungsgebühr ein weiterer Betrag von 6 Euro 
zur Abgeltung der dem Bund aus der Rückbuchung entstehenden Aufwendungen an 
Bankspesen vorzuschreiben. Der Zahlungsauftrag ist ein Exekutionstitel im Sinne der 
Exekutionsordnung.  

(2) ... (2) unverändert 
§ 7. (1) ... § 7. (1) unverändert 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) Ein rechtzeitig eingebrachter Berichtigungsantrag hat aufschiebende Wirkung. 

Wurde ein Berichtigungsantrag offenbar mutwillig erhoben, so kann der darüber 
entscheidende Präsident des Gerichtshofs gegen den Zahlungspflichtigen eine 
Mutwillensstrafe bis zu 290 Euro verhängen. 

(2) Ein rechtzeitig eingebrachter Berichtigungsantrag hat aufschiebende Wirkung. 
Wurde ein Berichtigungsantrag offenbar mutwillig erhoben, so kann der darüber 
entscheidende Präsident des Gerichtshofs gegen den Zahlungspflichtigen eine 
Mutwillensstrafe bis zu 400 Euro verhängen. 

(3) bis (6) ... (3) bis (6) unverändert 
(7) Gegen den Berichtigungsbescheid nach Abs. 3 oder Abs. 4 dritter Satz sowie 

gegen die Verhängung einer Mutwillensstrafe nach Abs. 2 ist kein Rechtsmittel 
zulässig. 

(7) Gegen den Berichtigungsbescheid nach Abs. 3 oder Abs. 4 dritter Satz, die 
Zurückweisung eines Berichtigungsantrags nach Abs. 1 dritter Satz sowie die 
Verhängung einer Mutwillensstrafe nach Abs. 2 ist kein Rechtsmittel zulässig. 

§ 19a. (1) bis (5) ... § 19a. (1) bis (5) unverändert 
 (6) §§ 6 und 7 jeweils in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XXX/2007 

treten mit 1. Juli 2007 in Kraft. In seiner dadurch geänderten Fassung ist § 6 auf alle 
Schriften und Amtshandlungen anzuwenden, hinsichtlich derer der Anspruch auf die 
Gebühr nach dem 30. Juni 2007 begründet wurde. § 7 Abs. 2 ist in seiner durch dieses 
Bundesgesetz geänderten Fassung auf Berichtigungsanträge anzuwenden, die nach 
dem 30. Juni 2007 erhoben werden. 
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